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Erste steuerliche Maßnahmen zur Förderung der Investitionsbereit-
schaft und zu steuerlichen Entlastungen • Pflegeversicherung: Nach-
weis der Elterneigenschaft • Veräußerungsgewinn bei Grundstücks-
übertragung mit Übernahme von Schulden 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Bundesregierung hat erste steuerliche Maßnahmen zur Förderung der 
Investitionsbereitschaft und zu steuerlichen Entlastungen auf den Weg ge-
bracht, um die Wirtschaftstätigkeit zu beleben. Dies umfasst insbesondere 
eine degressive Abschreibung und eine Sonderabschreibung für Elektrofahr-
zeuge. Beide Regelungen werden ab dem 1.7.2025 Anwendung finden. 
 
Wird ein Grundstück „ohne Entgelt“ auf die nächste Familiengeneration über-
tragen, übernimmt aber der Übernehmer bzw. die Übernehmerin noch die 
auf dem Grundstück lastenden Schulden, so kann dieser Vorgang zu einem 
steuerbaren privaten Veräußerungsgeschäft führen. Insoweit sind die Folgen 
sorgfältig steuerlich zu würdigen. 
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Für alle Steuerpflichtigen 

1 Wohn-Riester: Tilgung eines von dem Ehegatten des Zulageberechtigten aufgenommenen Darlehens ist 
keine zulässige Verwendung 

2 Sonderausgabenabzug von Kinderbetreuungskosten 

 

Für Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

3 Elterneigenschaft sowie die Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder in der Pflegeversicherung: digita-
les Nachweisverfahren ab 1.7.2025 

4 Vorteilsminderung bei der 1 %-Regelung 

 

Für Unternehmer und Freiberufler 

5 Erste steuerliche Maßnahmen zur Förderung der Investitionsbereitschaft und zu steuerlichen Entlastungen 

6 Erweiterte Grundstückskürzung und gewerblicher Grundstückshandel 

7 Erweiterte Grundstückskürzung: Vermietung fremden Grundbesitzes ist schädlich 

8 Betriebsausgabenabzug von Ausgleichszahlungen im Rahmen eines Zinsswaps 

9 Besteuerung von Kombiangeboten mit verschiedenen Umsatzsteuersätzen in der Systemgastronomie 

10 Umsatzsteuer: Entnahme eines zuvor ohne die Möglichkeit eines Vorsteuerabzugs im Wege der Einlage 
dem Unternehmen zugeordneten Fahrzeuges 

11 Zur missbräuchlichen Inanspruchnahme der Kleinunternehmerregelung von Eheleuten mit zwei gleicharti-
gen Unternehmen 

12 Bestätigung einer ausländischen Umsatzsteuer-Identifikationsnummer 

13 Vorsteuerabzug und Vorsteuerberichtigung bei größeren Bauvorhaben 

 

Für Personengesellschaften 

14 Schenkungsteuer: Keine Betriebsvermögensbegünstigung bei Übertragung eines GmbH-Anteils durch eine 
Personengesellschaft an ihren Mitunternehmer 

15 Schenkungsteuer: Lohnsummenprüfung bei der begünstigten Übertragung von Personengesellschaftsan-
teilen 

 

Für Bezieher von Kapitaleinkünften 

16 Die Vermietung und der Verkauf tatsächlich nicht existenter Container führt zu sonstigen Einkünften 

 

Für Hauseigentümer 

17 Veräußerungsgewinn bei Grundstücksübertragung mit Übernahme von Schulden 

18 Eigentumsverlust auf Grund einer Zwangsversteigerung kann zu steuerlich zu erfassendem Veräußerungs-
geschäft führen 

19 Erbschaftsteuerbefreiung für ein selbstgenutztes Familienheim 

 

Für GmbH-Gesellschafter und GmbH-Geschäftsführer 

20 Änderungen durch das Gesetz für ein steuerliches Investitionssofortprogramm 

21 Zur Abzugsfähigkeit von Rechts- und Beratungskosten einer Kapitalgesellschaft anlässlich der Veräuße-
rung einer Enkelgesellschaft durch die Tochtergesellschaft im Rahmen eines Organschaftsverhältnisses 

22 VGA beim unentgeltlichen Erwerb eigener GmbH-Anteile durch den faktischen Alleingesellschafter 

23 Entgeltliche Ablösung eines Nießbrauchs an GmbH-Anteilen 

24 Insolvenz einer GmbH: Keine Überschuldung bei bestehender Organschaft und unterlassener Rückstel-
lungsbildung 
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Für alle Steuerpflichtigen 

1 Wohn-Riester: Tilgung eines von dem Ehegatten des Zulageberechtigten 
aufgenommenen Darlehens ist keine zulässige Verwendung 

Das in einem Altersvorsorgevertrag (im Rahmen des sog. Wohn-Riesters) gebildete und geför-

derte Kapital kann der Zulageberechtigte – unter bestimmten Voraussetzungen – bis zum Beginn 

der Auszahlungsphase unmittelbar für die Anschaffung oder Herstellung einer Wohnung (Alterna-

tive 1) oder zur Tilgung eines zu diesem Zweck aufgenommenen Darlehens (Alternative 2, „Ent-

schuldungsalternative“) verwenden. Der BFH hat nun aber mit Urteil vom 2.4.2025 (Az. X R 6/22) 

klargestellt, dass die Darlehenstilgung nur zulässig ist für vom Zulageberechtigten selbst aufge-

nommene Darlehen und nicht etwa für Darlehen des Ehegatten, auch wenn diese Darlehen des 

Ehegatten der Finanzierung der gemeinsam genutzten Wohnung dienen. 

Im Urteilsfall erwarb die Stpfl. gemeinsam mit ihrem Ehemann im September 1998 eine Immobilie. 

Beide Eheleute sind als jeweils hälftige Miteigentümer in das Grundbuch eingetragen und bewoh-

nen die Immobilie gemeinsam. Zur Finanzierung der Immobilie hatte der Ehemann der damals 

nicht berufstätigen Stpfl. mehrere Darlehen bei der X-Bank aufgenommen. Die Stpfl. wurde nicht 

Schuldnerin der Darlehen, hatte aber bereits im Oktober 1994 zur Sicherung aller bestehenden 

und künftigen Ansprüche der Bank gegen ihren Ehemann eine selbstschuldnerische Bürgschaft 

übernommen. Zur weiteren Sicherung der Darlehen wurden zu Gunsten der Bank Grundschulden 

auf die Immobilie eingetragen. 

Im August 2020 beantragten die Stpfl. und ihr Ehemann die Entnahme von Kapital aus ihren Al-

tersvorsorgeverträgen zur Sondertilgung der Darlehen. Die beklagte Deutsche Rentenversiche-

rung Bund, Zentrale Zulagenstelle für Altersvermögen – ZfA – lehnte den Antrag der Stpfl. mit der 

Begründung ab, sie sei nicht unmittelbare Darlehensschuldnerin, so dass für sie keine woh-

nungswirtschaftliche Verwendung gegeben sei. 

Der BFH bestätigte diese Sichtweise. Jeder Ehegatte ist allein Träger seines auf Grund eines 

Altersvorsorgevertrags gebildeten Kapitals. Im Bereich der Riesterförderung gibt es keine zusam-

mengefasste Betrachtung von Ehegatten, die gemeinsam zur Einkommensteuer veranlagt wer-

den. Eine Übertragung des geförderten Altersvorsorgevermögens des einen Ehegatten auf den 

anderen Ehegatten jenseits der im Gesetz ausdrücklich geregelten Ausnahmen (Tod und Schei-

dung) stellt eine schädliche Verwendung dar. 

Handlungsempfehlung: 

Diese streng auf den Zulagenberechtigten bezogene Betrachtungsweise ist zu beachten. Gegebenenfalls 
müssen beide Ehegatten Darlehensnehmer sein, damit auch beide Tilgungen aus ihren Wohn-Riester-Kapi-
tal vornehmen können. 

2 Sonderausgabenabzug von Kinderbetreuungskosten 

Kinderbetreuungskosten sind in einem gewissen Rahmen als Sonderausgaben steuerlich abzugs-

fähig. Es können 80 % der Aufwendungen, höchstens 4 800 € je Kind (bis 2024: zwei Drittel, 

höchstens 4 000 €), für Dienstleistungen zur Betreuung eines zum Haushalt des Stpfl. gehören-

den Kindes, das das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, als Sonderausgaben abgezogen 

werden. Der vom Gesetz nicht definierte Begriff der Kinderbetreuung ist weit zu fassen. Erfasst 

sind insbesondere Aufwendungen für die Betreuung in Kindertagesstätten und ähnlichen Einrich-

tungen. Vom Abzug ausgenommen sind Aufwendungen für Unterricht, die Vermittlung besonderer 

Fähigkeiten sowie für sportliche und andere Freizeitbetätigungen. Diese sind durch die Kinderfrei-

beträge abgegolten. 

Nicht als Sonderausgaben abzugsfähige Aufwendungen für sportliche und andere Freizeitbetäti-

gungen liegen vor, wenn die Betätigung organisatorisch, zeitlich und räumlich getrennt von einer 

Kindertagesstätte, einem Schulhort oder einer ähnlichen Einrichtung stattfindet und dabei nicht 

die altersbedingt erforderliche Betreuung des Kindes, sondern die Aktivität im Vordergrund 

steht. Im Streitfall (Urteil des BFH v. 23.1.2025, Az. III R 33/24) ging es um Kosten für eine ein-

wöchige Reise während der Sommerferien, bei der die Freizeitbetätigung im Vordergrund stand 

(Sportreise). 
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Hinweis: 

Anders könnte dies dann zu beurteilen sein, wenn es um eine Reise eines jüngeren Kindes geht und die 
Betreuung des Kindes im Vordergrund steht. 

 

Für Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

3 Elterneigenschaft sowie die Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder in der 
Pflegeversicherung: digitales Nachweisverfahren ab 1.7.2025 

Um die Pflegeversicherungsbeiträge zu berechnen, gibt es ab dem 1.7.2025 das digitale Nach-

weisverfahren für alle Arbeitgeber. Damit werden die Elterneigenschaft sowie die Anzahl der be-

rücksichtigungsfähigen Kinder für alle Beschäftigten automatisch erfasst. Damit brauchen die Ar-

beitgeber in den meisten Fällen von ihren Beschäftigten keine Nachweise mehr anzufordern. Das 

digitale Nachweisverfahren ist für alle beitragsführenden Stellen verpflichtend. 

Start des Verfahrens zum 1.7.2025: 

– Gestartet wird das Verfahren durch eine Anmeldung oder einen Initialabruf: 

– Bei Eintritt einer oder eines neuen Beschäftigten meldet der Arbeitgeber die Person neben 

der Sozialversicherung auch zum digitalen Nachweisverfahren bei der Datenstelle der Ren-

tenversicherung (DSRV) an. Das erfolgt über sein Entgeltabrechnungssystem oder das SV-

Meldeportal. 

– Für alle Beschäftigten, die bereits vor dem 1.7.2025 in einem laufenden Beschäftigungsver-

hältnis stehen, nimmt der Arbeitgeber ab dem 1.7.2025 einen Initialabruf (Bestandsabfrage) 

vor. Dies kann bis zum 31.12.2025 erfolgen. 

– Sowohl die Anmeldung als auch der Initialabruf lösen eine unmittelbare Rückmeldung durch 

das Bundeszentralamt für Steuern aus, welches auf den für Zwecke des Lohnsteuerabzugs 

vorhandenen Datenbestand zurückgreift. Dem Arbeitgeber wird die Elterneigenschaft sowie die 

chronologische Entwicklung der Kinderanzahl der oder des Beschäftigten übermittelt. Die Be-

rücksichtigung eines Kindes endet mit Ablauf des Monats, in dem das Kind das 25. Lebensjahr 

vollendet. 

Daten im Abonnement: 

– Die Anmeldung und der Initialabruf führen automatisch zu einem Abonnement. Damit wird der 

Arbeitgeber vom Bundeszentralamt für Steuern proaktiv digital über Änderungen bei der Elter-

neigenschaft und der Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder seiner Beschäftigten infor-

miert (sogenanntes „Push-Verfahren“). 

– Vollendet ein Kind z.B. das 25. Lebensjahr, führt das nicht zu einer proaktiven Meldung des 

BZSt, weil dieser Sachverhalt bereits durch die Angabe einer Gültigkeit für die Kinderanzahl 

übermittelt wurde und im Datenbestand des Entgeltabrechnungsprogramms berücksichtigt wer-

den kann. 

– Endet die pflegeversicherungspflichtige Beschäftigung, nimmt der Arbeitgeber eine elektroni-

sche Abmeldung vom digitalen Verfahren vor. 

Abfrage der Historie: 

– Arbeitgeber können eine Anfrage für abgeschlossene vergangene Zeiträume stellen (Historien-

anfrage). Das frühestmögliche Datum für die Anfrage zur Elterneigenschaft und zur Kinderan-

zahl ist der 1.7.2023. Ein Abonnement wird durch die Historienabfrage nicht ausgelöst. 

Wirkung von erbrachten Nachweisen/Vorgehen bei Differenzen: 

– Bisher konnten Arbeitgeber ein vereinfachtes Nachweisverfahren zu Elterneigenschaft und Kin-

deranzahl nutzen, um die Beiträge zur Pflegeversicherung zu berechnen. Solche Nachweise 

wirken unabhängig vom Ergebnis der Rückmeldung des BZSt im digitalen Nachweisverfahren 

bis zum 30.6.2025. Für diese Zeit gilt ein Bestandsschutz. Es erfolgt keine rückwirkende Kor-

rektur zulasten der oder des Beschäftigten.  
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– Falls Beschäftigte außerhalb des digitalen Nachweisverfahrens ab dem 1.7.2025 eine Elternei-

genschaft oder die Anzahl der Kinder nachweisen müssen (hierzu nachfolgend), wirkt der Nach-

weis auch ab der Geburt des Kindes beziehungsweise ab dem Ereignistag (z.B. bei einer Adop-

tion). Vorausgesetzt, der Nachweis erfolgt innerhalb von drei Monaten nach der Geburt des 

Kindes beziehungsweise nach dem Ereignistag gegenüber dem Arbeitgeber. Ansonsten wirkt 

der Nachweis mit dem Folgemonat nach Einreichung der Unterlagen. 

– Bei Abweichungen infolge des digitalen Nachweisverfahrens haben Beschäftigte für den Zeit-

raum ab dem 1.7.2025 entsprechende Nachweise für eine Elterneigenschaft und die Anzahl 

der Kinder zu erbringen. Das kann z.B. eine Geburtsurkunde des Kindes sein. Der Arbeitgeber 

berücksichtigt diese Kinder dann bei der Beitragsabrechnung. 

– Wenn das BZSt mehr Kinder meldet, als Beschäftigte im vereinfachten Nachweisverfahren mit-

geteilt haben, nimmt der Arbeitgeber tatsächlich eine Rückrechnung vor. 

Übergangsregelung: Warten auf das digitale Verfahren: 

– Arbeitgeber dürfen für die Berücksichtigung der Kinderanzahl zur Feststellung des Beitragsab-

schlags in der Zeit vom 1.7.2023 bis zum 30.6.2025 auf die Bereitstellung des digitalen Nach-

weisverfahrens warten, anstatt das vereinfachte Nachweisverfahren zu nutzen. 

Nachweise bei Stief-, Adoptiv- und Pflegekindern: 

– Nicht in allen Fallkonstellationen sind die Daten des BZSt vollständig. Daten für steuerlich nicht 

erfasste Kinder, die aber für die Bemessung des Pflegeversicherungsbeitrags zu berücksichti-

gen sind, können über das digitale Nachweisverfahren nicht erhoben werden. In diesen Fällen 

ist der Arbeitgeber berechtigt und verpflichtet, entsprechende Nachweise von seinen Beschäf-

tigten anzufordern, um sie bei der Beitragsberechnung zu berücksichtigen. Anwendungsfälle 

sind insbesondere Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder. 

– Hinsichtlich der Berücksichtigung von Pflegekindern gilt: Voraussetzung ist, dass das Kind in 

der Familie der betreuenden Person durchgängig, d.h. nicht nur für einen Teil des Tages oder 

nur für einige Tage der Woche, Versorgung, Erziehung und Heimat findet. Voraussetzung für 

ein Pflegekindschaftsverhältnis ist, dass das Obhuts- und Pflegeverhältnis zu den leiblichen 

Eltern nicht mehr besteht, also die familiären Bindungen dauerhaft aufgegeben sind. Gelegent-

liche Besuchskontakte stehen dem nicht entgegen. Es kommt nicht darauf an, ob die Pflegeel-

tern den Unterhalt des Kindes ganz oder überwiegend oder mindestens teilweise tragen. Wenn 

das Pflegekind einen eigenen Haushalt gründet, liegen die Voraussetzungen für die Abschläge 

nicht mehr vor. Die Elterneigenschaft bleibt allerdings erhalten, wenn das Verhältnis zuvor dau-

erhaft war. 

Handlungsempfehlung: 

Die Abwicklung des Verfahrens erfolgt in aller Regel über das Entgeltabrechnungsprogramm. Es gibt Kons-
tellationen, in denen die vom BZSt gemeldete Kinderzahl nicht der beitragsrechtlich zu berücksichtigenden 
Kinderzahl entspricht. In diesem Fall kann weiterhin der Einzelnachweis erfolgen. Insoweit gilt aber, dass 
wenn der beitragsabführenden Stelle keine Abweichungen bekannt sind und keine Indizien für berechtigte 
Zweifel an den Daten des BZSt vorliegen, die von dem BZSt mitgeteilte Kinderanzahl und die übermittelten 
Zeiträume für die Arbeitgeber verbindlich sind. Ergänzende Ermittlungen sind nicht erforderlich. Es gibt keine 
generalisierende Verpflichtung, auf Abweichungen zu prüfen. 

4 Vorteilsminderung bei der 1 %-Regelung 

Der BFH hat mit Entscheidung vom 23.1.2025 (Az. III R 33/24 (III R 50/17)) erneut bestätigt, dass 

Kosten, die wie Fähr-, Maut- oder Vignettenkosten für Privatfahrten ausschließlich von der Ent-

scheidung des Arbeitnehmers abhängen, mit dem Fahrzeug ein bestimmtes privates Ziel aufzu-

suchen, nicht von der Abgeltungswirkung der 1 %-Regelung erfasst werden. Die Übernahme sol-

cher Kosten durch den Arbeitgeber begründet einen eigenständigen geldwerten Vorteil. 

Handlungsempfehlung: 

In der Praxis muss insoweit sorgfältig abgegrenzt werden. Werden entsprechende Kosten vom Arbeitnehmer 
selbst getragen, mindert dies nicht den geldwerten Vorteil aus der Überlassung des ihm von seinem Arbeit-
geber zur privaten Nutzung zur Verfügung gestellten Fahrzeugs. Im Übrigen handelt es sich auf Seiten des 
Arbeitnehmers insoweit um Kosten der privaten Lebensführung und nicht etwa um Werbungskosten. 


